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BMWFW 
Stubenring 1 
1010 Wien 
 
Per mail:  post.III1@bmwfw.gv.at 
 

 

    Wien, 14.02.2017 
 
 
 
 

Stellungnahme: Biogas-Nachfolgetarifverordnung 2017 

 

 

Sehr geehrte Damen/Herren, 

 

durch den vorliegenden Entwurf der Biogas Nachfolgetarifverordnung soll sichergestellt wer-

den das hocheffiziente Biogasanlagen auch weiterhin zur österreichischen Ökostromproduk-

tion und Klimaschutz beitragen können. Unser Verband begrüßt daher generell den vorlie-

genden Entwurf und bittet noch um Berücksichtigung folgender Punkte: 

 

 § 1 Abs. 3: Anwendungsbereich: 

Aufgrund der verspäteten Umsetzung der Novelle sollte auch Anlagen die 2016, zur 

Vermeidung der Stilllegung, in den Nachfolgetarif wechselten ein Umstieg auf den 

Nachfolgetarif 2017 ermöglicht werden. 

  

 § 4 Abs. 1 Ziffer 1 sowie Ziffer 2: Tarife 

Da für den Abschluss von Nachfolgetarifverträgen gemäß ÖSG 2012 auch § 14 u 15 

Anwendung finden und um einen Widerspruch zum Gesetz zu vermeiden, müsste 

das Wort „Vertragsabschluss“ durch das Wort „Antragstellung“ ersetzt werden.  

 

 § 4 Abs. 1 Ziffer 2: Tarife 

Bei Nachfolgetarifen ergibt sich der Zeitpunkt der Inanspruchnahme einzig durch das 

Auslaufen des Tarifes nach § 12 ÖSG. Zudem bezieht sich die Vorgabe zur Absen-

kung der Tarife um jeweils 1 % pro Jahr (§ 19 Abs. 2 ÖSG) auf den Tatbestand das 

eine Verordnung für das nächste Jahr nicht erlassen wird. Eine Absenkung der Tarife 

ist daher nicht zwingend vorgegeben und bitten wir die Tarife für 2017 auch für 2018 

zu verordnen.  
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 § 5: Inkrafttreten: 

Das Inkrafttreten der Verordnung sollte rückwirkend mit 01.01.2017 festgelegt wer-

den.  

 

 

Wien, 14.02.2017 

 

 

 

Norbert Hummel         Bernhard Seidl 

 

 


